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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Im Februar 2022 präsentierte der Bundesrat den Nachtrag Ia zum Voranschlag 2022,
mit dem er die Finanzierung verschiedener vom Parlament in der Debatte der vierten
Revision des Covid-19-Gesetzes vorgenommener Erhöhungen beantragte. Insgesamt
sollten die drei Nachtragskredite CHF 3.4 Mrd. betragen und ausserordentlich verbucht
werden. CHF 1.7 Mrd. sollten für die vom Parlament vorgenommene Erweiterung des
Corona-Erwerbsersatzes eingesetzt werden. Der Bundesrat hatte im Rahmen der
vierten Revision des Covid-19-Gesetzes vorgesehen, den Erwerbsersatz auf von ihm
verfügte Schliessungen zu beschränken, das Parlament hatte jedoch auch den
Erwerbsersatz bei massgeblichen Einschränkungen für die Unternehmen verlängert.
Diesbezüglich habe die FinDel bereits den Vorschuss für eine Monatstranche von CHF
182 Mio. bewilligt, gab der Bundesrat bekannt. 
CHF 900 Mio. fielen im Nachtrag Ia 2022 zusätzlich an, weil das Parlament im Dezember
2021 auch die Finanzierung des Bundes an den kantonalen Härtefallmassnahmen für
Unternehmen verlängert hatte. Da es dabei bisher um einmalige Hilfen gegangen war,
habe der Bundesrat hier ein neues Konzept erstellt, das er mit der Härtefallverordnung
2022 präsentierte. 
Schliesslich hatte das Parlament im Dezember 2021 auch entschieden, für das Jahr
2022 erneut die in der ALV anfallenden Kosten für KAE durch den Bund finanzieren zu
lassen – wie es bereits 2020 und 2021 der Fall gewesen war. Dafür beantragte der
Bundesrat CHF 800 Mio., wobei auch dieser Betrag aufgrund der Verlängerung
verschiedener Massnahmen durch das Parlament höher ausfiel als ohne die
Intervention des Parlaments in der vierten Revision des Covid-19-Gesetzes. 
Neben den Nachträgen wurde auch ein bestehender Verpflichtungskredit «ETH-Bauten
2014, Gloriastrasse» zur Fertigstellung des Neubauprojekts um CHF 11 Mio. erhöht. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.02.2022
ANJA HEIDELBERGER

Anfang März 2022 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit dem Nachtrag Ia zum
Voranschlag 2022 auseinander. Die Kommissionssprechenden Anna Giacometti (fdp,
GR) und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) stellten dem Rat den Nachtrag vor. 
Es standen drei zusätzliche Covid-19-Kredite in der Höhe von CHF 3.4 Mrd. zur
Debatte, die im Rahmen der Verlängerung zusätzlicher Massnahmen durch das
Parlament während der vierten Revision des Covid-19-Gesetzes beschlossen worden
waren. Unbestritten waren von diesen drei Krediten einzig die CHF 800 Mio. für die
ALV, während zwei Minderheiten Guggisberg (svp, BE) die Kredite für den Erwerbsersatz
(CHF 1.7 Mrd.) und für die kantonalen Härtefallmassnahmen (CHF 900 Mio.) halbieren
wollten. Der Minderheitensprecher begründete die zwei Anträge damit, dass man nicht
«auf Vorrat Ausgaben von Steuergeldern budgetieren» wolle – bereits 2021 habe man
etwa doppelt so viel budgetiert, wie man anschliessend benötigt habe. Aufgrund der
rückläufigen Hospitalisierungen seien diese aktuellen Kredite zu hoch kalkuliert.
Finanzminister Maurer verwies auf den vom Parlament in der vierten Revision des
Covid-19-Gesetzes erteilten Auftrag, welchen der Bundesrat gemäss seinen bisherigen
Erfahrungswerten umgesetzt habe. Er gehe zwar davon aus, dass man Ende Jahr
Kreditreste haben werde, auch eine Kürzung dieser Kredite würde jedoch nicht zu
Einsparungen führen. Mit 136 zu 53 Stimmen und 137 zu 52 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
sprach sich der Nationalrat in der Folge für die vom Bundesrat beantragten Kredite für
den Covid-19-Erwerbsersatz und die Härtefallhilfen aus. 
Bezüglich der CHF 11 Mio. zur Fertigstellung des Neubauprojektes der ETH erinnerte
Kommissionssprecher Siegenthaler daran, dass das Parlament 2013 einen
Verpflichtungskredit über CHF 127 Mio. bewilligt habe. Verzögerungen, Mehraufwände
und Mängel durch das Generalunternehmen hätten Mehrkosten nach sich gezogen,
weshalb zur Fertigstellung eine Erhöhung des Verpflichtungskredits nötig sei, welche
jedoch im ETH-Budget kompensiert werde. Stillschweigend stimmte der Nationalrat
auch diesem Kredit zu. 
Für die meisten Diskussionen sorgte die von der UREK-NR in einem Mitbericht und von
Mike Egger (svp, SG) in einem Minderheitsantrag beantragten CHF 5.7 Mio. zugunsten
von temporären Notschutzmassnahmen gegen den Wolf. Aufgrund der Ablehnung der
Jagdgesetz-Revision im Jahr 2020 fehle die gesetzliche Grundlage zur Regulierung des
Wolfsbestandes, wodurch die Anzahl Wölfe und die Probleme für die Alpwirtschaft stark
angestiegen seien, betonte Egger. Deshalb sollen nun zusätzliche Gelder für Behirtung
und Hütten gutgeheissen werden. Die Kommissionsmehrheit lehnte diese Aufstockung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.02.2022
ANJA HEIDELBERGER
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ab, da die rechtliche Grundlage für die Auszahlung der zusätzlichen Gelder gemäss
Vertretenden des BAFU fehle. Dem widersprach jedoch der Minderheitensprecher:
Weitere Massnahmen seien gesetzlich durchaus möglich, wenn die bisherigen
Massnahmen nicht ausreichten. Finanzminister Maurer erläuterte die zwei Positionen:
Zwar sei, wie vom BAFU erklärt, eine Übernahme zusätzlicher Personalkosten gemäss
Gesetz wohl in der Tat nicht möglich, die temporären Schutzmassnahmen, wie sie die
Minderheit in den Planungsgrössen definierte, seien jedoch zulässig. Dennoch
beantragte der Finanzminister, die Höhe und die Verbuchung dieses Kredites noch
einmal überprüfen zu können. Man werde die «Landwirtschaft dann nicht einfach im
Regen stehen lassen», sondern hier eine sinnvolle Lösung suchen. Mit 101 zu 72
Stimmen (bei 17 Enthaltungen) folgte der Nationalrat jedoch der
Kommissionsminderheit und hiess den zusätzlichen Nachtragskredit sowie die
diesbezüglichen Planungsgrössen gut. Befürwortet wurden diese von der SVP-Fraktion,
Mehrheiten der Mitte- und der Grünen-Fraktion und Minderheiten der FDP.Liberalen-
und der SP-Fraktion.
In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 180 zu 11 Stimmen für den
Nachtrag Ia aus – eine Minderheit der SVP-Fraktion lehnte ihn ab. 2

Zwei Tage nach dem Erstrat setzte sich der Ständerat mit dem Nachtrag Ia zum
Voranschlag 2022 auseinander, wobei Johanna Gapany (fdp, FR) die Vorlage im Namen
der Kommission darlegte. Auf keinen Widerstand in der FK-SR waren die drei
ausserordentlichen Covid-19-Kredite für den Erwerbsersatz (CHF 1.7 Mrd.), für die
kantonalen Härtefallmassnahmen (CHF 900 Mio.) und für die ALV (CHF 800 Mio.)
gestossen. Stillschweigend hiess auch der Ständerat diese in der Folge gut. Auch die
CHF 11 Mio. für die Fertigstellung eines ETH-Gebäudes genehmigte der Ständerat ohne
Minderheitsantrag, auch wenn sich die Kommission mit der Situation unzufrieden
zeigte: «Des questions ont été posées concernant la procédure d'adjudication des
travaux», betonte die Kommissionssprecherin.
Neu lag dem Rat nun aber auch ein Antrag der Kommission auf zwei zusätzliche Kredite
über insgesamt CHF 100 Mio. vor, mit denen der Bundesrat Abnahmegarantien für
Medikamente für immunsupprimierte Personen abschliessen und diese Medikamente
in der Folge beschaffen wollte. Dies war in drei Motionen (Mo. 21.4632, Mo. 22.3005,
Mo. 22.3018) gefordert worden, wobei eine davon bisher vom Nationalrat angenommen
worden war. Kommissionssprecherin Gapany betonte, dass zur Verwendung der
entsprechenden Kredite zuerst die nötige gesetzliche Grundlage geschaffen werden
müsse. Finanzminister Maurer beantragte die zwei Kredite zur Ablehnung. Mit deren
Annahme würde man den Nationalrat überrumpeln – die FK-NR könne diese vor der
Ratssitzung nicht mehr debattieren –, zudem lege der Bundesrat in der Sommersession
einen zusätzlichen Nachtragskredit für Impfungen vor, wobei man eine
Gesamtbeurteilung vornehmen werde. Mit 36 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der
Ständerat die entsprechenden Kredite dennoch an, nachdem verschiedene Sprechende
deren Dringlichkeit unterstrichen hatten.
Abschliessend diskutierte auch der Ständerat über die Krediterhöhung für
Notschutzmassnahmen gegen den Wolf. Die Kommission hatte diesen vom Nationalrat
ergänzten Kredit nicht vorberaten, ein Einzelantrag Engler (mitte, GR) verlangte jedoch
Zustimmung. Wie bereits Mike Egger (svp, SG) im Nationalrat betonte auch Stefan Engler
die Relevanz dieser zusätzlichen Gelder und unterstrich die bestehende gesetzliche
Grundlage. Nach verschiedenen unterstützenden Wortmeldungen sprach sich der
Ständerat mit 41 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung für die temporären
Notschutzmassnahmen gegen den Wolf aus. Mit einer Differenz bezüglich der Kredite
für die Medikamente für immunsupprimierte Personen musste der Nachtrag Ia somit
ins Differenzbereinigungsverfahren. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

Zur Bereinigung der verbliebenen Differenz zu den Krediten für die Beschaffung von
Medikamenten für immunsupprimierte Personen waren nochmals drei Beratungen
nötig. Die Mehrheit der FK-NR beantragte in der ersten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens die Ablehnung der zwei Kredite – zumal die
Kommission diese nicht vorberaten hatte. Mehrere Mitglieder der Kommission
bezweifelten deren Dringlichkeit und rügten den Ständerat für deren Annahme, ohne
genügend Informationen vorzulegen. Man fordere dafür wie üblich eine Botschaft des
Bundesrates, betonte etwa Alois Gmür (mitte, SZ). Eine Minderheit Wyss (sp, BS) sprach
sich für Annahme der Kredite aus, zumal diese Ausgabe inhaltlich unbestritten sei und
man dem Bundesrat damit eine möglichst schnelle Beschaffung ermögliche. Nach
langen Diskussionen lehnte der Nationalrat die zwei Kredite mit 105 zu 82 Stimmen (bei

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 3



4 Enthaltungen) ab. 

Die Kritik des Schwesterrates – und insbesondere der Schwesterkommission –
beeindruckte die FK-SR nicht. Sie hatte das EDI in der Zwischenzeit um einen Bericht
zur Präzisierung der Dringlichkeit des Bedarfs gebeten. Dieser Bericht zeigte auf, dass
die Produktionskapazitäten der entsprechenden Medikamente begrenzt sind und
deutlich unter der Nachfrage liegen dürften. Zudem werde die Wirksamkeit der
bestehenden Medikamente heute in Frage gestellt, man suche noch nach Alternativen.
Sollten solche gefunden werden, müsse der Bundesrat sofort – nicht erst im Juni nach
Behandlung des zweiten Nachtrags – in der Lage sein, diese zu erwerben. Nach dem
präzisierenden Bericht des EDI beantragte auch Finanzminister Maurer die Kredite neu
zur Annahme. Eine Minderheit Stark (svp, TG) verlangte jedoch weiterhin, «in der
Finanzpolitik und in verwaltungstechnischen Abläufen wieder zu bewährten
Grundsätzen zurück[zu]finden», insbesondere da sie die Dringlichkeit der Kredite noch
immer bezweifelte. Mit 29 zu 9 Stimmen sprach sich der Ständerat aber erneut für
Annahme der Kredite aus. 

Dieser Bericht des EDI überzeugte nun auch die Mehrheit der FK-NR. Nachdem Lars
Guggisberg (svp, BE) erneut Ablehnung der Kredite beantragt hatte, begründete Felix
Wettstein (gp, SO) die ambivalente Position der Grünen-Fraktion: Einerseits habe die
Finanzkommission zwar zusätzliche Informationen erhalten, diese hätten aber zu mehr
Verwirrung geführt – man habe zu diesem Zeitpunkt einfach nicht genug Informationen
für einen fundierten Entscheid. Andererseits habe der Bundesrat die Kredite nun
gutgeheissen; man könne sie also auch jetzt sprechen und müsse dadurch nicht
riskieren, dass die FinDel die Kredite später bevorschussen müsse. Der Nationalrat,
nahm die zusätzlichen Kredite in der Folge mit 100 zu 62 Stimmen (bei 16 Enthaltungen)
an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der fast geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion – einzig Verena Herzog (svp, TG) hiess die auf ihre Motion zurückgehenden
Kredite gut und Lorenzo Quadri (lega, TI) enthielt sich der Stimme – sowie von
Minderheiten der Grünen-, Mitte- und der FDP.Liberalen-Fraktionen. 4

Knapp einen Monat, nachdem das Parlament den Nachtrag Ia gutgeheissen hatte,
präsentierte der Bundesrat seinen Nachtrag Ib zum Voranschlag 2022. Die 17 darin
enthaltenen Nachtragskredite umfassten CHF 2.7 Mrd., wobei der Grossteil davon (CHF
2.1 Mrd.) erneut für die ALV eingesetzt werden sollte. Diese zusätzlichen Gelder für die
ALV waren nötig geworden, nachdem das Bundesgericht die Bemessungsgrundlage für
Kurzarbeitsentschädigungen von Mitarbeitenden im Monatslohn um die Lohnanteile für
Ferien- und Feiertagsentschädigungen ergänzt hatte. Einen Bezug zur Covid-19-
Pandemie wiesen darüber hinaus auch die Kredite zur Impfstoffbeschaffung (CHF 314
Mio.), die Abgeltung im Regionalen Personenverkehr (CHF 97 Mio.) sowie der Kredit zur
Erhöhung des Funktionsaufwandes beim BAG (CHF 39 Mio.) auf. Zwar werde die
Krisenorganisation im BAG reduziert, viele Massnahmen müssten dennoch
aufrechterhalten werden, begründete der Bundesrat diesen Nachtragskredit. Eine
andere aktuelle Krise nahm der Kredit für die humanitäre Hilfe aufgrund des Ukraine-
Krieges (CHF 61 Mio.) auf, mit dem zu einem Viertel aus der Ukraine geflohene Personen
in den Nachbarstaaten und zu drei Vierteln die in der Ukraine verbliebenen Personen
unterstützt werden sollten. Auch für Übergangsmassnahmen bezüglich des Horizon
Pakets 2021–2027 beantragte der Bundesrat einen Nachtragskredit (CHF 44 Mio.), da
das Parlamente eine temporäre direkte Förderung von innovativen Projekten durch
Innosuisse veranlasst hatte. Schliesslich sollten CHF 29.5 Mio. nachträglich für den
Teuerungsausgleich beim Bundespersonal bewilligt werden, da ein solcher im Rahmen
des Voranschlags 2022 nicht geplant gewesen war. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2022 behandelten National- und Ständerat den Nachtrag Ib zum
Voranschlag 2022. Den Anfang machte der Nationalrat, bei dem die
Minderheitensprecherinnen Anna Giacometti (fdp, GR) und Barbara Gysi (sp, SG) darauf
hinwiesen, dass die Mehrheit der FK-NR dem Bundesrat in allen Punkten folgen wolle.
Der Rat diskutierte in der Folge über verschiedene Minderheitsanträge der SVP-
Fraktion. 
Eine erste Gruppe von Anträgen hatte zum Ziel, nach der Corona-Pandemie «sehr rasch
zu den üblichen Finanzierungen und Abläufen zurück[zu]kehren», wie es etwa Sandra
Sollberger (svp, BL) formulierte. Entsprechend wollte eine Minderheit Sollberger den
Zusatzkredit sowie den Verpflichtungskredit zur Beschaffung neuer Impfstoffe gegen
Covid-19 weniger stark erhöhen als der Bundesrat (auf CHF 195 Mio. statt CHF 314 Mio.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2022
ANJA HEIDELBERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 4



respektive auf CHF 233 Mio. statt CHF 780 Mio.). Die Minderheitensprecherin wollte,
dass die Impfstoffe «über die üblichen Prozesse bezahlt werden, analog zu anderen
Impfungen». In der Kommission waren überdies Stimmen laut geworden, welche die
geplante Menge an Impfstoffbestellungen als zu hoch erachteten. Die
Kommissionssprecherinnen wiesen darauf hin, dass eine Bestellung der Impfstoffe im
normalen Verfahren nicht möglich sei, da die Firmen nur an Länder, nicht an Private
lieferten. Mit 111 zu 78 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) folgte der Rat dem Mehrheitsantrag
und somit dem Bundesrat. Die ablehnenden Stimmen stammten von der SVP- und der
Mehrheit der Mitte-Fraktion sowie von einzelnen Personen der FDP.Liberalen-Fraktion.

Ebenfalls basierend auf dem Argument, «que l'office doit reprendre un rythme
normal», dass das BAG also zu einem normalen Rhythmus zurückkehren müsse,
beantragten zwei Minderheiten Nicolet (svp, VD) die Streichung der Nachtragskredite
für das Globalbudget des BAG (CHF 38.7 Mio.) und für die Prävention (CHF 15 Mio.). Mit
dem Nachtrag zum Globalbudget wollte der Bundesrat die Übertragung verschiedener
Aufgaben der Krisenorganisation auf die «normalen Linienstrukturen» (Gysi)
finanzieren, der Betrag für die Prävention war insbesondere zur Erforschung von Long
Covid gedacht. Mit 137 zu 54 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 138 zu 54 Stimmen liess der
Nationalrat die beiden Kredite jedoch unverändert. 
Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) störte sich am hohen Nachtragskredit von CHF 2.1 Mrd.
für die ALV und wollte diesen auf CHF 100 Mio. reduzieren. Statt allen betroffenen
Unternehmen die ausstehenden Beträge für Ferien- und Feiertagsentschädigungen bei
der Kurzarbeit zu bezahlen, sollten nur diejenigen Unternehmen Geld erhalten, die
wegen zu tiefer KAE geklagt hatten. Die Kommissionsmehrheit wollte jedoch diejenigen
Unternehmen, die «in gutem Glauben gehandelt» («hanno agito in buona fede») und
die Verfügungen nicht angefochten hatten, nicht bestrafen, betonte Anna Giacometti.
Mit 139 zu 51 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte der Nationalrat auch hier der
Kommissionsmehrheit. 
Einwände hatten Minderheiten aus der SVP-Fraktion schliesslich auch gegen den
Nachtragskredit beim Globalbudget des BFS von CHF 6.7 Mio. (Minderheit Nicolet),
beim bereits gesprochenen Kredit bei der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit
(CHF 324 Mio.; Minderheit Aeschi) sowie bei demjenigen zum Klimapaket zur
Auslandskompensation der Bundesverwaltung in der Höhe von CHF 37.7 Mio
(Minderheit Egger; svp, SG). Die Anträge fanden jedoch nur bei Mitgliedern der SVP-
Fraktion Zustimmung und wurden jeweils mit 138 zu 54 Stimmen abgelehnt. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Nachtrag Ib mit 138 Stimmen zu 54
ablehnenden Stimmen der SVP-Fraktion an. 6

Anders als der Nationalrat, der tags zuvor trotz zahlreicher Minderheitsanträge keine
Änderungen am bundesrätlichen Nachtrag Ib zum Voranschlag 2022 vorgenommen
hatte, schuf der Ständerat eine gewichtige und eine kleine Differenz. So schlug die FK-
SR mit 9 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) vor, den Kredit für den Bundesbeitrag an die
ALV von CHF 2.1 Mrd. auf CHF 300 Mio. zu reduzieren. Wie bereits im Nationalrat von
einer erfolglosen Minderheit beantragt, sollten Urlaubs- und Feiertagsentschädigungen
bei KAE nur an Unternehmen nachbezahlt werden, welche entsprechende Einsprachen
oder Beschwerden getätigt hatten, nicht aber an Unternehmen mit rechtskräftigen
Verfügungen, erläuterte Johanna Gapany (fdp, FR) die Position der Kommission. Im
Hinblick auf die hohen bisherigen Kosten der Pandemie und aus Rücksicht auf die
zukünftigen Generationen solle man hier vom grosszügigeren bundesrätlichen Vorschlag
abweichen. Roberto Zanetti (sp, SO) verwies als «informelle Minderheit» – er
verzichtete als einziger Ablehnender auf einen Minderheitsantrag – darauf, dass vom
Vorschlag der Kommission vor allem Mikrounternehmen mit bis zu neun Mitarbeitenden
benachteiligt seien, denen die Kantone und Arbeitslosenkassen von einer Einsprache
oder Beschwerde abgeraten hätten und die «keine HR- oder Rechtsabteilungen
[hätten], die sie vor den Fallstricken der Revisions- und Wiedererwägungstatbestände
bewahren könnten». Nach Treu und Glauben wolle der Bundesrat auch diesen
Unternehmen nun die Möglichkeit geben, rund 14 Prozent der Lohnsumme bei den KAE
zusätzlich geltend zu machen. Anstelle von Roberto Zanetti beantragte Ruedi Noser
(fdp, ZH) in einem Einzelantrag, die von der Kommission eingefügte Rahmenbedingung
der Kreditvergabe, wonach bei rechtskräftigen Verfügungen keine Ferien- und
Feiertagsentschädigungen nachbezahlt würden, zu streichen. Über diesen Antrag
musste jedoch nicht mehr abgestimmt werden, da der Ständerat mit 25 zu 17 Stimmen
dem Antrag des Bundesrats folgte und den Nachtragskredit für die ALV bei CHF 2.1 Mrd.
beliess. Als kleinere Differenz entschied der Ständerat jedoch, den entsprechenden
Nachtragskredit nur freizugeben, wenn auf Verzugszinsen auf diese Forderungen
verzichtet würde. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Eine grössere Differenz schuf der Ständerat hingegen beim Kredit zur Beschaffung von
Impfstoffen gegen Covid-19. Hier hatte die Kommissionsmehrheit eine Reduktion des
Nachtragskredits von CHF 314 Mio. auf CHF 68 Mio. und des Verpflichtungskredits von
CHF 780 Mio. auf CHF 300 Mio. vorgeschlagen. Gemäss Kommissionssprecherin Gapany
habe man in der Kommission lange darüber diskutiert, ob man – wie der Bundesrat –
eher eine Sicherheitsstrategie fahren und genügend Impfstoffe für die ganze
Bevölkerung kaufen wolle. Mit 7 zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung) habe sich die
Kommission stattdessen entschieden, etwas weniger Impfstoffe zu beschaffen, um
Verschwendung zu vermeiden. In der Zwischenzeit habe sie überdies erfahren, dass
womöglich bereits Verträge zum Impfstoffkauf unterzeichnet worden seien, die nicht
rückgängig gemacht werden könnten, liess Johanna Gapany verlauten. Damit wäre der
Parlamentsvorbehalt, also die Möglichkeit, dass der Bund von einem Vertrag zurücktritt,
wenn das Parlament den entsprechenden Finanzierungskredit verweigert, verletzt
worden. Dies sei ein Argument mehr, um in diesem Punkt eine Differenz zu schaffen,
sodass man nach der Beschaffung weiterer Informationen nochmals darüber
diskutieren könne. Finanzminister Maurer ergänzte, dass unklar sei, ob man überhaupt
bei einem einzigen Vertrag Kürzungen anbringen könne oder ob dies auch die übrigen
Verträge betreffen würde. Eine Minderheit Herzog (sp, BS) befürwortete zwar die
Strategie des Bundesrates, der «auf Sicherheit setzt und nicht knapp berechnet»,
zeigte sich aber ob der offenen Fragen zu den Verträgen mit der Schaffung einer
Differenz einverstanden. Mit 32 zu 9 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) reduzierte der
Ständerat folglich den Nachtragskredit für die Impfstoffe auf CHF 68 Mio. und den
Verpflichtungskredit auf CHF 300 Mio. 7

Eine Woche nach der Lesung im Ständerat begann der Nationalrat die
Differenzbereinigung zum Nachtrag Ib des Voranschlags 2022. Schnell aus der Welt
geschafft war die Differenz zur Frage, ob bei den KAE-Nachzahlungen Verzugszinsen
anfallen sollen. Eine Minderheit Gmür (mitte, SZ) störte sich daran, dass bei einem
Verzicht auf Verzugszinsen bei den Nachzahlungen nur diejenigen Unternehmen, die
Beschwerde gegen die Verfügung der ALV eingereicht hatten, solche Zinsen verlangen
könnten, nicht aber alle übrigen Unternehmen. Entsprechend wollte er diese Regelung
streichen lassen. Mit 158 zu 27 Stimmen folgte der Nationalrat jedoch der
Kommissionsmehrheit und dem Ständerat und bereinigte diese Differenz. Einzig eine
Mehrheit der Mitte-Fraktion war dem Minderheitssprecher gefolgt. 
Deutlich mehr zu diskutieren gaben die Kredite zu den Covid-19-Impfstoffkäufen. In der
Zwischenzeit hatten die schon im Ständerat diskutierten offenen Fragen zumindest
teilweise beantwortet werden können – über Pfingsten hatte das EDI einen
entsprechenden Bericht erstellt. Dieser zeige drei Versäumnisse auf, berichteten die
Kommissionssprecherinnen im Nationalrat, Anna Giacometti (fdp, GR) und Barbara Gysi
(sp, SG). Erstens habe bei einer Impfstoffbestellung für CHF 172 Mio. nur ein bewilligter
Verpflichtungskredit, aber kein bewilligter Nachtragskredit vorgelegen. Umgekehrt gebe
es zweitens für CHF 319 Mio. einen Voranschlagskredit aus dem Jahr 2020, aber keinen
Verpflichtungskredit. Und drittens hätten die Nachrechnungen ergeben, dass aktuell
nicht CHF 314 Mio., sondern CHF 234 Mio. zusätzlich nötig seien, weil unter anderem
2021 bereits ein Kredit über CHF 50 Mio. bewilligt worden sei. Eine ausführlichere
Administrativuntersuchung werde diesbezüglich noch durchgeführt. Dabei interessierte
das Parlament insbesondere die Frage, ob der Parlamentsvorbehalt – also die
Möglichkeit, dass der Bund von einem Vertrag zurücktritt, wenn das Parlament den
entsprechenden Finanzierungskredit trotz Verpflichtungskredit verweigert – in allen
Verträgen eingebaut worden war. Diese Frage betreffe die «souveraineté du Parlement
en matière budgétaire», wie Johanna Gapany (fdp, FR) betonte. Der Bundesrat
versprach einen entsprechenden Bericht bis im Sommer 2022. 

Von diesen Ungereimtheiten betroffen war in erster Linie der Nachtragskredit für die
Impfungen. Ursprünglich hatte der Bundesrat hier CHF 314 Mio. vorgesehen, reduzierte
diesen Betrag jedoch auf CHF 234 Mio. – CHF 172 Mio. für Impfkosten 2022 und CHF 62
Mio. für Reservierungskosten für Impfungen des Jahres 2023. Sowohl National- als auch
Ständerat hiessen diesen neuen Antrag des Bundesrates trotz anderslautender
Minderheitsanträge gut.
Umstrittener war der Verpflichtungskredit für die Impfungen. Der Bundesrat hatte in
der Zwischenzeit nochmals dargelegt, wie sich dieser zusammensetzt: So sind CHF 319
Mio. für den fehlenden Verpflichtungskredit des Jahres 2020 nötig – dies sei eine
technische Korrektur, für die wohl keine Änderung des Verpflichtungskredits mehr
möglich war. Hinzu kämen CHF 461 Mio. für den Impfstoffkauf 2023. Umstritten war in
der Folge im National- und im Ständerat, ob der Verpflichtungskredit für die
Impfstoffbeschaffungen 2023 reduziert werden soll. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 6



Ein Lager – im Nationalrat bestehend aus Mitgliedern der SP, GLP, FDP, Grünen und
EVP, im Ständerat aus Mitgliedern der SP und Teilen der Grünen und der Mitte –
kritisierte, dass die Verträge mit den Impfstofflieferanten für das Jahr 2023 bei einer
Reduktion des Verpflichtungskredits neu ausgehandelt werden müssten – wobei weder
Menge noch Preis garantiert seien. Damit gefährde man die Versorgung der Bevölkerung
mit den Covid-19-Impfstoffen. 
Das andere Lager – im Nationalrat bestehend aus der SVP und der Mitte-Partei, im
Ständerat zusätzlich auch aus der FDP und Teilen von Grünen und Mitte – erachtete die
Hälfte der 14 Mio. Impfdosen, welche der Bundesrat mit dem Verpflichtungskredit zu
kaufen plante, als ausreichend. Bei etwa 3.5 Mio. Risikopersonen könne man bei 7 Mio.
Dosen noch immer eine «Redundanzstrategie» mit genügend Impfstoffen von beiden
Herstellern, Moderna und Pfizer/BioNTech, fahren. Verschiedene Sprechende störten
sich auch immer wieder daran, dass man noch immer nicht genügend Informationen
von Verwaltung und Regierung habe, um die Situation der Impfstoffkäufe genau zu
erfassen. Die Diskussionen in den beiden Räten gingen dabei aber über den
Impfstoffkauf hinaus, vielmehr standen bald die Rolle des Parlaments in der
Budgetberatung und die Frage, ob das Parlament in die Impfstrategie des Bundesrates
eingreifen dürfe, solle oder müsse, im Zentrum. 
Der Finanzminister räumte Fehler in der Verwaltung ein, diese seien jedoch für den
Verpflichtungskredit nicht relevant: Hier stelle sich lediglich die Frage, wie viele
Impfdosen gekauft werden sollen. Er kritisierte das Parlament für dessen Absicht, in
einer zweistündigen Sitzung eine neue Beschaffungsstrategie festzulegen. Der
Bundesrat habe das Anliegen, dass weniger Impfstoffe gekauft werden sollen,
aufgenommen – dafür brauche man keine Reduktion des Verpflichtungskredits, die ein
Verfallen der ausgehandelten Verträge nach sich ziehen würde. 

Trotz anderslautender Anträge, teilweise auch der Kommissionsmehrheiten, entschied
sich der Nationalrat in seinen folgenden zwei Beratungen, dem Bundesrat zu folgen,
und genehmigte den Kredit für 14 Mio. Impfdosen, während sich der Ständerat –
ebenfalls zweimal – für einen reduzierten Betrag von CHF 560 Mio. und eine Halbierung
der Anzahl Impfdosen entschied. Beide Positionen waren in den Räten sehr umstritten.
Die Einigungskonferenz entschied sich schliesslich mit 14 zu 12 Stimmen knapp, dem
Ständerat zu folgen und somit den Verpflichtungskredit auf CHF 560 Mio. zu
reduzieren. Mit 100 zu 83 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat jedoch
den Antrag der Einigungskonferenz ab. Da in Budgetfragen in einem solchen Fall der
tiefere der zuletzt diskutierten Beträge eingesetzt wird, hatte das inhaltlich aber keine
Folgen: Der ständerätliche Antrag von CHF 560 Mio. setzte sich durch, wenn auch unter
Protest der Mehrheit des Nationalrats. Die kleine Kammer musste somit nicht mehr
über den Antrag der Einigungskonferenz befinden. Somit mussten die Impfstoffverträge
für das Jahr 2023 neu ausgehandelt werden. 8

1) Botschaft über den Nachtrag Ia zum Voranschlag 2022
2) AB NR, 2022, S. 38 ff.
3) AB SR, 2022, S. 67 ff.
4) AB NR, 2022 S. 413 ff.; AB NR, 2022, S. 316 ff.; AB SR, 2022, S. 148 ff.
5) Nachtrag Ib zum Voranschlag 2022
6) AB NR, 2022, S. 797 ff.
7) AB SR, 2022, S. 315 ff.
8) AB NR, 2022, S. 1014 ff.; AB NR, 2022, S. 1146 ff.; AB NR, 2022, S. 1238 ff.; AB SR, 2022, S. 478 ff.; AB SR, 2022, S. 545 ff.; AB
SR, 2022, S. 572 f.
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